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STADT VELEN  
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan BW 42 
„Biogasanlagenerweiterung an der Waldvelener 
Straße“, 3. Änderung und 1. Ergänzung Blatt 1 von 2 
Dieser Bebauungsplan besteht aus: 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan (Blatt 1), Vorhaben- und Erschließungsplan (Blatt 2) 
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Zeichnerische Festsetzungen (ZF) 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1-11 BauNVO 
 

 
Sonstiges Sondergebiet  (§ 11 BauNVO)   

  Zweckbestimmung  
  • „Biogasanlage“  – s. TF Nr. 1 
  • „Biogasaufbereitung und -verteilung“  – s. TF Nr. 2 

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 21a BauNVO 

z.B.  Baumassenzahl 

z.B. 2.500 m² Grundfläche        – s. TF Nr. 4 

 max. AH Gebäude- und Anlagenhöhe – als Höchstgrenze in Meter (m) bezogen auf 
Normalhöhennull (NHN)      – s. TF Nr. 5 

BAUWEISE, ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB, 
§§ 22, 23 BauNVO 

 
 

Baugrenze 

VERKEHRSFLÄCHEN gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB 

 
 

Straßenverkehrsflächen 

 Straßenbegrenzungslinie 

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN UND DIE ABWASSERBESEITIGUNG 
gem. § 9 (1) Nr. 12, 14 BauGB 

 
 

Umgrenzung von Flächen für Abwasserbeseitigung  

  Zweckbestimmung bzw. Anlagen und Einrichtungen 

  Elektrizität (Transformationsstation) 

 Abwasserbeseitigung mit Rückhaltefunktion (Sammelbecken) 

FLÄCHEN FÜR DIE LANDWIRTSCHAFT UND WALD GEM. § 9 (1) NR. 18 BAUGB 

 
 

Flächen für Wald, Nutzung in der Planzeichnung z. B. Wallhecke 

PLANUNGEN; NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR 
MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ; ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR 
UND LANDSCHAFT GEM. § 9 (1) NR. 20 BAUGB 

 
 

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft     – s. TF Nr. 6 

 

1,4 

SONSTIGE PLANZEICHEN 

 
 

Mit Leitungsrechten (Lr) zu belastende Flächen zugunsten der Betreiben der 
Biomethanlage gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB 

 
 
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs gem. § 9 (7) BauGB 

 
 
Parallele z. B. 3,0 Maßzahl in Metern (m) 

 
 

Bemaßung z. B. 3,0 Maßzahl in Metern (m) 

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME VON FESTSETZUNGEN NACH ANDEREN GESETZLICHEN 
VORSCHRIFTEN UND DARSTELLUNGEN gem. § 9 (6) BauGB 

 Gebäude vorhanden 

 Flurgrenze 

 Flurstücksgrenze 

 Gemarkungsname 

 
Flurbezeichnung 

 
 

Flurstücksnummer 

 ● 59,0 
Geländehöhe in Metern (m) bezogen auf Normalhöhennull (NHN) 
aus Befliegungsdaten im 1m Raster (Laserscanning) Genauigkeit ± 0,2 m 
(Aktualität: Dezember 2019) 

 Elektrische Freileitung mit Schutzstreifen 
 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (TF) 
(§ 9 BauGB und § 9a BauGB) 
 
Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1 bis 14 BauNVO) 
 
Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO) 
1  Das sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Biogasanlage“ dient der 

Energiegewinnung aus Biomasse im Sinne des § 2 Abs. 2 Biomasseverordnung. 

Es sind zulässig: 

• Biogasgewinnungsanlagen mit einer maximalen Kapazität von 3,6 Millionen Normkubikmeter 
Biogas pro Jahr 

• Gebäude und Anlagen zur Lagerung und zum Transport von Input- und Outputstoffen im 
Rahmen der Biogaserzeugung 

Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO) 
2  Das sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Biogasaufbereitung und -

verteilung“ dient der Biogasenergieverdichtung und -aufbereitung.  

Es sind zulässig: 

• Gebäude und Anlagen zur Biogasverdichtung und -verflüssigung 

• Gebäude und Anlagen zur Biogaslagerung 

3  Im Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes, Blatt 2 sind nur solche Vorhaben 
zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag gem. 
§ 12 Abs. 1 BauGB verpflichtet (§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 21a BauNVO) 
 
Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche (§ 19 BauNVO) 
4  Die zulässige Grundfläche (GR)  

• von 9.000 m² darf bis zu einer Grundfläche (GR) von 10.500 m² 

• von 2.500 m² darf bis zu einer Grundfläche (GR) von 4.500 m² 

durch die Grundflächen von 

• Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 

• Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO inkl. Siloanlagen und Außenlagerflächen und 

• baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, 

überschritten werden. § 19 (4) Satz 2 und 4 BauNVO ist nicht Bestandteil des Bebauungsplans 
(§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 (1) BauNVO) 
5  Höhe der baulichen Anlagen (gem. § 18 BauNVO) 

Oberer Bezugspunkt für die Berechnung der Anlagenhöhe (AH) die obere Anlagenabschluss 

Unterer Bezugspunkt für die Berechnung der Höhen ist Normalhöhennull (NHN) in Metern (m). 

Natur- und landschaftsbezogene Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 20 und 25a BauGB) 

Vermeidungsmaßnahmen 
6  Dunkelräume sind durch Beleuchtungsmanagement zu erhalten – siehe Hinweis Nr. 6. 
Pflanzgebot 
7  Auf den Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft sind folgende Maßnahmen durchzuführen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu 
erhalten und Abgänge gleichwertig, spätestens nach einem Jahr, zu ersetzen. In den ersten 10 
Jahren sind die Pflanzungen vor Fegen und Verbiss zu schützen. Die Pflanzungen sind zu den 
Höchstspannungsfreileitungen so zu staffeln, dass sie durch einen eventuellen Baumumbruch nicht 
beschädigt werden – s. H Nrn. 2, 3, 6 und 7. 

Auf der mit TF 6.1 gekennzeichneten Fläche sind auf dem Wall standortheimische Laubbäume mit 
Reihenabstand von 1,0 m und Pflanzabstand von 1,0 m flächig und die erste Außenreihe zur 
landwirtschaftlichen Fläche ist mit standortheimischen Sträuchern anzupflanzen. 

Auf der mit TF 6.2 gekennzeichneten Fläche ist auf der Wallkuppe eine geschlossene 
Hainbuchenhecke (carpinus betulus) oder aus ähnlichen standortheimischen Laubhölzern 
anzupflanzen. 

KENNZEICHNUNGEN, NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE (H) 
(§ 9 Abs. 5 BauGB und § 9 Abs. 6 BauGB) 
 
1 Kampfmittel 

Es kann keine Garantie für die Freiheit von Kampfmitteln gegeben werden. Bei der Durchführung 
aller bodeneingreifenden Bauarbeiten ist Vorsicht geboten. Bei Munitionsfunden, bei Erdaushub mit 
außergewöhnlicher Verfärbung oder bei verdächtigen Gegenständen sind die Arbeiten sofort 
einzustellen und der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch die Ordnungsbehörde der 
Stadt Velen oder die Polizei zu verständigen. 

2 Leitungsschutz 
Es kann keine Gewähr dafür übernommen werden, dass das dargestellte Baugelände frei von
unterirdischen Leitungen ist. Alle Arbeiten in der Nähe von Ver- und Entsorgungsleitungen sind mit 
besonderer Sorgfalt auszuführen. Bei Strom- und Gasleitungen besteht Lebensgefahr. Vor Beginn 
der Bauarbeiten ist die Linienführung zu beachten und Kontakt mit dem jeweiligen Versorger 
aufzunehmen. Die Versorgungsunternehmen übernehmen keinerlei Haftungen für irgendwelche 
Schäden oder Unfälle, die mit den durchzuführenden Maßnahmen in Verbindung stehen. Leitungen 
von Wasserversorgungsanlagen sind von allen störenden Einflüssen freizuhalten. Das DVWG 
Arbeitsblatt GW 125 – Anpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen ist zu beachten.

Sollten Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine gefährdende Höhe für die Leistung der 
elektrischen Freileitung außerhalb des Plangebietes erreichen, ist der Rückschnitt durch den 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Kommt der 
Grundstückseigentümer der vorgenannten Verpflichtungen trotz schriftlicher Aufforderung und 
Setzen einer angemessenen Frist nicht nach, so ist der Netzbetreiber berechtigt, den erforderlichen 
Rückschnitt zu Lasten des Eigentümers durchführen zu lassen. 
 

3 Boden- und Bodendenkmalschutz 
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der Oberboden (Mutterboden) bei Errichtung 
oder Änderung von baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu 
schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später 
wieder einzubauen. 
 

Bei Bodeneingriffen ist Folgendes zu berücksichtigen: 
• Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Archäologie für 

Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-Museum für Naturkunde, Referat 
Paläontologie, Sentruper Straße 285, 48161 Münster schriftlich mitzuteilen.  

• Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, Einzelfunde, aber auch 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) sind der Gemeinde als 
Untere Denkmalbehörde und der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster (Tel. 
0251/591 8911) unverzüglich zu melden. Ihre Lage im Gelände darf nicht verändert werden (§§ 16
und 17 DSchG NRW).  

• Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der betroffenen 
Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläontologische Untersuchungen 
durchführen zu können (§ 26 (2) DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer 
der Untersuchungen freizuhalten. 
 

4 Löschwasserversorgung 

Der Löschwasserbedarf wird unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung und der Gefahr der 
Brandausbreitung auf 192 m³/h (3.200 l/min.) für eine Löschzeit von zwei Stunden festgestellt.   

Nach DVGW-W 405 ist eine maximale Entfernung der Löschwasserversorgung zum Brandherd von 
300 m einzuhalten. 

Auf die Technische Regel Arbeitsblatt W 405 "Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung" von der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 
wird hingewiesen.  

5 Waldschutzabstand 
Im Wald oder in einem Abstand von weniger als einhundert Meter vom Waldrand ist außerhalb 
einer von der Forstbehörde errichteten oder genehmigten und entsprechend gekennzeichneten 
Anlage das Anzünden oder Unterhalten eines Feuers oder die Benutzung eines Grillgerätes sowie 
das Lagern von leicht entzündlichen Stoffen nicht zulässig: Die Forstbehörde kann auf Antrag eine 
Befreiung von dem Verbot erteilen (§ 47 (1) LFoG). Der Satz gilt u.a. nicht für Personen, die auf 
Grund sonstiger Vorschriften zulässige oder behördliche angeordnete oder genehmigte Maßnahmen 
durchführen. (§ 47 (2) Nr. 2 LFoG) 

6 Artenschutzhinweise 
Beleuchtungsmanagement 
Für die Außenbeleuchtung entlang des Dunkelraumes ist durch die Ausrichtung der Leuchtkörper, 
Lichtauswahl, Lichtfarben, Höhe und Anzahl der Lichtpunkte etc. der Dunkelraum zu erhalten. Die 
folgenden Punkte geben Hinweise für eine insektenfreundliche und dunkelraum erhaltende 
Beleuchtung. 

• Verwendung von insektenverträglichen Leuchtmitteln mit einem eingeschränkten 
Spektralbereich (Spektralbereich 570 bis 630 nm), z.B. warmweiße LED (3000-2700 K). 

• In sensiblen Bereichen max. 0,1 lux Beleuchtungsstärke 
• Verwendung geschlossener nach unten ausgerichteter Lampentypen mit einer 

Lichtabschirmung (Abblendung) nach oben (ULR 0 %) und zur Seite. 
• Begrenzung der Leuchtpunkthöhe auf das unbedingte erforderliche Maß. Vorzugsweise sind 

mehrere schwächere, niedrig angebrachte Lichtquellen zu verwenden als wenige hohe, aber 
dafür stärkere Lichtquellen. 

• Bei der Installation von Lichtquellen sind abschirmende Wirkungen von Gebäuden, Mauern 
usw. zu berücksichtigen und zur Vermeidung von Abstrahlungen in Gehölzflächen zu nutzen. 

• Die Nutzung heller Wegematerialien führt zu einer geringeren Beleuchtungserfordernis. 
• Bei der Installation von Lichtquellen sind auch reflektierende Wirkungen baulicher Anlagen 

(Gebäude, Mauern etc.) zu berücksichtigen. Eine intensive indirekte Beleuchtung ggf. in 
Richtung von Dunkelräumen durch eine helle Rückstrahlung angestrahlter Objekte ist durch 
ein angepasstes Beleuchtungsmanagement / Auswahl von Standorten, Technik, Anordnung 
o.ä. zu vermeiden. 

Zu erhaltene Dunkelräume 

(Die Dunkelräume sind in der Abbildung orange schraffiert. Das Plangebiet ist grau umrandet.) 
 

 
Kartenhintergrund: Geobasis NRW 

Datenlizenz Deutschland – Zero – Version 2.0 

7 Möglichkeit der Einsichtnahme in die Rechtsvorschriften und Normen 
Die im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten Vorschriften 
(Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Normen, VDI-Richtlinien und sonstige Regelwerke) sowie 
Gutachten können bei der Stadt Velen während der Dienststunden eingesehen werden.  

8 Datenmaterial  
Der Bebauungsplan wurde auf einer grafischen Datenverarbeitungsanlage erstellt. Digitale 
Kartengrundlage, Format: ALKIS-NAS, UTM 32, Gemarkung: Waldvelen, Flur: 3, Flurstück u. a. 528, 
Quelle: Bezirksregierung Köln, Planzeichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet. Es besteht 
keine Gewähr für Maßhaftigkeit. Bei Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 

9 Umweltrelevante Fachuntersuchungen 
Im Zusammenhang mit der Aufstellung dieses Planes wurden die folgenden umweltrelevanten 
Fachuntersuchungen erstellt: 

• Fachbeitrag zur Artenschutzrechtlichen Prüfung (Stufe I) vorhabenbezogener Bebauungsplan 
BW 42 „Biogasanlagenerweiterung an der Waldvelener Straße“ vom 29.08.2023 öKon GmbH. 
Liboristr. 13. 48155 Münster 

• Geruchsgutachten - Immissionsprognose - Erweiterung der Biogasanlage der GAP GmbH & 
Co. KG sowie der Biomethan Velen GmbH zur Gasaufbereitung mit CO2-Verflüssigung in 
46342 Velen. Bericht Nr. G-2718-02 vom 26. Januar 2024. Richters & Hüls Ingenieurbüro für 
Abfallwirtschaft und Immissionsschutz. Erhardstraße 9. 48683 Ahaus 

Die vorgenannten Fachgutachten können an folgendem Ort während der Dienstzeiten eingesehen 
werden: Stadt Velen, Fachdienst 6.2 – Stadtplanung, Ramsdorfer Straße 19, 46342 Velen 

10 Überleitungshinweis 
Der vorliegende Plan stellt für den räumlichen Geltungsbereich den aktuellen Stand der 
Festsetzungen dar. 

VERFAHRENSLEISTE  
Die Darstellung der Grundstücksgrenzen stimmt mit dem Katasterplan des Kreises Borken vom 
Juli 2022 überein.  

Borken, den ………….……   ………….……………………………… 

     (M. Wülfing) Öffentl. best. Verm.-Ing. 

 

Der Rat der Stadt Velen hat am ………….…… beschlossen, diesen Bebauungsplan aufzustellen. 
Dieser Beschluss ist am ………….…… ortsüblich bekannt gemacht worden. 

.......................................  

Die Bürgermeisterin  

 

Der Rat der Stadt Velen hat am ………….…… beschlossen, diesen Bebauungsplan - Entwurf mit 
Begründung - öffentlich auszulegen. Dieser Beschluss ist am ………….…… ortsüblich bekannt 
gemacht worden. 

.......................................  

Die Bürgermeisterin   

 

Der Bebauungsplan - Entwurf mit Begründung – hat in der Zeit vom ………….…… bis ………….…… 
einschließlich zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. 

 

Die Einholung der Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange wurde gleichzeitig 
durchgeführt. 

....................................... 

Die Bürgermeisterin  

 

Der Rat der Stadt Velen hat am ………….…… diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen. 

Velen, den  

.......................................  

Die Bürgermeisterin  

 

 

Ausfertigungsvermerk 

Es wird bestätigt, dass dieser Bebauungsplan mit den hierzu eingegangenen Beschlüssen des Rates 
der Stadt Velen übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 
Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind. 

Velen, den __ . __ . ____    

.......................................  

Die Bürgermeisterin  

Der Beschluss dieses Bebauungsplanes wurde am  __ . __ . ____ ortsüblich bekannt. Mit dieser 
Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan in Kraft getreten. 

 

Velen, den  __ . __ . ____    

....................................... 

Die Bürgermeisterin   
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